
 

 

 

7C SOLARPARKEN AG 

(nachfolgend auch „Gesellschaft”) 

mit Sitz in Bayreuth 

 

WKN: A11QW6 - ISIN: DE000A11QW68  

 

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der am Freitag, dem 17. Juli 2020, 

um 13:00 Uhr in Form einer virtuellen Hauptversammlung stattfindenden ordentlichen Haupt-

versammlung ein. Eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung wird live 

im Internet erfolgen. 

 

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt ausschließlich im Wege der Briefwahl oder 

durch Vollmachtserteilung an einen von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 

Bitte beachten Sie insbesondere die Regelungen zur weiterhin erforderlichen Anmeldung zur 

Hauptversammlung. Die Hauptversammlung findet in den Räumlichkeiten der Sozietät 

Heuking Kühn Lüer Wojtek PartGmbB, Magnusstraße 13, 50672 Köln, statt. 

 

A. Tagesordnung 

 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses und des vom Aufsichtsrat gebil-

ligten Konzernabschlusses sowie des zusammengefassten Lageberichts für 

das Geschäftsjahr 2019 mit dem Bericht des Aufsichtsrats und dem Bericht des 

Vorstands mit den erläuternden Angaben gemäß §§ 289a, 315a HGB 

 

Zu Tagesordnungspunkt 1 ist eine Beschlussfassung nicht erforderlich, da der Aufsichtsrat 

den Jahres- und Konzernabschluss gemäß § 172 AktG bereits gebilligt hat und der Jahres-

abschluss damit festgestellt ist. Die vorgelegten Unterlagen dienen der Unterrichtung der 

Hauptversammlung über das abgelaufene Geschäftsjahr und die Lage der Gesellschaft so-

wie des Konzerns. Sämtliche vorstehenden Unterlagen sind vom Tage der Einberufung der 

Hauptversammlung an unter www.solarparken.com unter der Rubrik Investor Relati-

ons/Hauptversammlung zugänglich. 

 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Bilanzgewinn aus dem abgelaufenen Ge-

schäftsjahr 2019 in Höhe von EUR 10.616.263,29 wie folgt zu verwenden:  

 

http://www.colexon.de/index.php
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• Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,11 je dividendenberechtigter 

Stückaktie (Gesamtbetrag der Ausschüttung bei 61.356.441 dividendenbe-

rechtigten Stückaktien insgesamt EUR 6.749.208,51). 

 

• Verbleibender Gewinnvortrag auf neue Rechnung: EUR 3.867.054,78. 

 

Für den Fall, dass sich bis zur Hauptversammlung die Zahl der dividendenberechtigten 

Stückaktien verändert, wird der Hauptversammlung bei unveränderter Ausschüttung einer 

Dividende von EUR 0,11 je dividendenberechtigter Stückaktie ein angepasster Beschluss-

vorschlag über die Gewinnverwendung unterbreitet. 

 

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG ist der Anspruch auf die Dividende am dritten auf den 

Hauptversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag, das heißt am 22. Juli 2020, zur Zah-

lung fällig. 

 

Da die Dividende in Höhe eines Betrags von EUR 2.675.669,00 (d.h. EUR 0,04 je Aktie, so-

fern sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien nicht ändert) aus dem steuerli-

chen Einlagekonto im Sinne des § 27 KStG (nicht in das Nennkapital geleistete Einlagen) 

geleistet wird, erfolgt die Auszahlung in Höhe dieses Betrags ohne Abzug von Kapitalertrag-

steuer und Solidaritätszuschlag. Bei inländischen Aktionären unterliegt die Dividende inso-

weit nicht der Besteuerung. Eine Steuererstattungs- oder Steueranrechnungsmöglichkeit ist 

mit der Dividende nicht verbunden. Die Ausschüttung in Höhe des vorgenannten genannten 

Betrags gilt steuerlich als Rückgewähr von Einlagen und mindert – nach Auffassung der Fi-

nanzverwaltung – die Anschaffungskosten der Aktien.  

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das 

Geschäftsjahr 2019 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2019 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2019 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.  

 

5. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernab-

schlussprüfers für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2020 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Baker Tilly GmbH & Co. KG, Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft, Niederlassung Nürnberg, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das 

Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2020 zu bestellen.  
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6. Beschlussfassung über die Erhöhung der Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder 

und entsprechende Satzungsänderung 

 

Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG in 

Verbindung mit § 8 Abs. 1 der Satzung aus drei Mitgliedern zusammen, welche von der 

Hauptversammlung gewählt werden. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl nicht an Wahl-

vorschläge gebunden. Der Aufsichtsrat soll nunmehr auf vier Mitglieder erweitert werden. 

Alle vier Mitglieder sollen gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG von der Hauptversamm-

lung gewählt werden.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 8 Abs. 1 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„Der Aufsichtsrat besteht aus vier Mitgliedern der Aktionäre.“ 

 

7. Beschlussfassung über die Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds 

 

Unter Tagesordnungspunkt 6 ist die Erweiterung des Aufsichtsrats auf vier Mitglieder vorge-

sehen. Mit Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 vorgeschlagenen Änderung von § 8 

Abs. 1 der Satzung in das Handelsregister der Gesellschaft erhöht sich die Anzahl der Auf-

sichtsratsmitglieder der Gesellschaft von drei auf vier Mitglieder. Ab dem Zeitpunkt der Ein-

tragung der Änderung von § 8 Abs. 1 der Satzung in das Handelsregister der Gesellschaft 

setzt sich der Aufsichtsrat der Gesellschaft demnach gemäß §§ 95, 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 

AktG i.V.m. § 8 Abs. 1 der neu gefassten Satzung aus vier Aufsichtsratsmitgliedern zusam-

men, die alle durch die Hauptversammlung gewählt werden. Die Bestellung erfolgt gemäß 

§ 8 Abs. 2 der Satzung, soweit die Hauptversammlung bei der Wahl keine kürzere Amtszeit 

bestimmt, jeweils für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Ent-

lastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt, 

wobei das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet wird. 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die folgende Person mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintra-

gung der Neufassung von § 8 Abs. 1 der Satzung gemäß Tagesordnungspunkt 6 in das 

Handelsregister der Gesellschaft für den Zeitraum bis zur Beendigung der Hauptversamm-

lung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2022 beschließt, zu 

wählen:  

 

• Herr Paul De fauw, Geschäftsführer/Verwalter der DEFADA BV, Brügge/Belgien, 

CEO/Verwalter der Vlaamse Energieholding CVBA, Torhout/Belgien sowie Verwalter 

der EFIN BV, Torhout/Belgien, wohnhaft in Brügge/Belgien. 

 

Angaben gemäß § 125 Abs. 1 S. 5 AktG: 
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Es bestehen folgende Mitgliedschaften in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten 

sowie in vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen: 

 

• Vorsitzender des Verwaltungsrats der Luminus NV, Brüssel/Belgien,  

• Verwalter der Northwind NV, Brüssel/Belgien,  

• Verwalter der Publipart NV, Brüssel/Belgien,  

• Verwalter der Publi-T NV, Brüssel/Belgien,  

• Verwalter der V.L.E.E.M.O. NV, Antwerpen/Belgien, 

• Verwalter der V.L.E.E.M.O. II NV, Antwerpen/Belgien, 

• Verwalter der V.L.E.E.M.O. III NV, Antwerpen/Belgien. 

 

Herr Paul De fauw steht nach Einschätzung des Aufsichtsrats in keiner gemäß den Empfeh-

lungen des Deutschen Corporate Governance Kodex (Fassung vom 16. Dezember 2019) 

mitzuteilenden persönlichen oder geschäftlichen Beziehung zu der Gesellschaft oder Kon-

zernunternehmen, Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der Gesellschaft be-

teiligten Aktionär. 

 

Der Vorschlag berücksichtigt die Zielvorgaben des Aufsichtsrats in Bezug auf seine Zusam-

mensetzung und Kompetenzprofile. Der Aufsichtsrat hat sich vergewissert, dass der vorge-

schlagene Kandidat in der Lage ist, die für die Ausübung des Amtes notwendige Zeit aufzu-

wenden. Auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.solarparken.com unter der Rubrik 

Investor Relations/Hauptversammlung ist ein Lebenslauf des vorgeschlagenen Kandidaten 

verfügbar (einschließlich seines relevanten Wissens, Fähigkeiten und Erfahrungen und sei-

ner wichtigsten Tätigkeit neben der Mitgliedschaft im Aufsichtsrat der 7C Solarparken AG). 

 

8. Beschlussfassung über die Vergütung des Aufsichtsrats 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Für den Zeitraum ab dem 18. Juli 2020 erhält der Aufsichtsrat eine Vergütung wie folgt: 

 

Ein ordentliches Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine feste Vergütung von EUR 13.500,00 

pro Kalenderjahr. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält eine feste Vergütung von 

EUR 20.250,00 pro Kalenderjahr. Sofern im Kalenderjahr die Mitgliedschaft nicht vollständig 

bestand, wird die Vergütung zeitanteilig gezahlt. Für das Kalenderjahr 2020 werden die Ver-

gütungen aus der bisherigen Vergütung gemäß § 13 der Satzung der Gesellschaft in Verbin-

dung mit dem Beschluss der Hauptversammlung vom 13. Dezember 2014 und der neuen 

Vergütungsregelung gemäß § 13 der Satzung der Gesellschaft in Verbindung mit diesem 

Hauptversammlungsbeschluss vom 17. Juli 2020 jeweils zeitanteilig gezahlt.  

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten zusätzlich für ihre Teilnahme an einer Sitzung des 

Aufsichtsrats oder eines seiner Ausschüsse, denen sie angehören, ein Sitzungsgeld von 

EUR 375,00 pro Sitzung. 
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Zusätzlich zur festen Vergütung werden pro Aufsichtsratsmitglied die Kosten für eine D&O 

Versicherung von bis zu EUR 13.000,00 pro Kalenderjahr übernommen. 

 

Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern zudem ihre Auslagen und die ihnen 

für die Aufsichtsratstätigkeit zur Last fallende Umsatzsteuer. 

 

9. Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2019, Schaf-

fung eines neuen Genehmigten Kapitals 2020 zur Bar- und/oder Sachkapitaler-

höhung mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss sowie entsprechen-

de Satzungsänderungen 

 

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 7. Juni 2019 ermächtigt, 

das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 6. Juni 2024 mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats um insgesamt bis zu EUR 26.697.041,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 

neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2019). Das Genehmigte Kapital 2019 beträgt nach teilweiser Ausnut-

zung noch EUR 18.734.683,00. Um der Gesellschaft größtmögliche Flexibilität und Hand-

lungsmöglichkeit einzuräumen, soll das genehmigte Kapital an die erhöhte Grundkapitalziffer 

angepasst und daher neu geschaffen werden. Dies erfordert zunächst die Aufhebung des 

bestehenden Genehmigten Kapitals 2019. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Soweit die bestehende Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals (Genehmigtes 

Kapital 2019) nicht ausgenutzt wurde, werden die Ermächtigung und die zugehörige 

Regelung in § 4 Abs. 6 der Satzung mit Wirksamwerden dieses Beschlusses durch 

Eintragung in das Handelsregister aufgehoben. 

 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

16. Juli 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 30.678.220,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber 

lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes 

Kapital 2020). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des 

Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an 

der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die 

Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundka-

pitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher 



- 6 - 

 

Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraus-

setzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 

10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-

nutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wer-

den, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne die-

ser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien 

durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissi-

onsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be-

stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den 

Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Fi-

nanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuld-

verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung 

einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 

 

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer 

Durchführung festzulegen. Der Vorstand wird ermächtigt zu bestimmen, dass die 

neuen Aktien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach 

§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen 

mit der Verpflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug 

anzubieten.  

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jewei-

ligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 abzu-

ändern. 

 

c) § 4 Abs. 6 der Satzung wird wie folgt neu gefasst:  
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„Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

16. Juli 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um insgesamt bis zu 

EUR 30.678.220,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lau-

tender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Ka-

pital 2020). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. 

 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugs-

rechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:  

 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesellschaft an 

der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Freiverkehr bzw. die 

Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen Aktien 10 % des Grundka-

pitals nicht übersteigen und der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits an der Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher 

Gattung und Ausstattung nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraus-

setzungen von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrt sind. Auf den Betrag von 

10 % des Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Aus-

nutzung aufgrund anderer entsprechender Ermächtigungen unter Aus-

schluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 

des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungsweise veräußert wer-

den, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich geboten ist. Im Sinne die-

ser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien 

durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissi-

onsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be-

stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder den 

Dritten zu zahlen ist;  

 

(ii) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von 

Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an Unternehmen, ge-

werblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichtete 

Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, auch 

Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Fi-

nanzinstrumenten;  

 

(iii) soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuld-

verschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegeben wurden, 

ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen 

nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung 

einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde; 
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(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen.  

 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durch-

führung festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Ak-

tien gemäß § 186 Abs. 5 AktG von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 

Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden sollen, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.  

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweili-

gen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2020 abzuän-

dern.“ 

 

10. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung 

eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs- und Andienungsrechts der Akti-

onäre 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien in Höhe von 10 % des Grundkapitals 

der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Hauptversammlung am 17. Juli 2020 zu erwer-

ben. 

 

 Die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche die 

Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder welche ihr nach §§ 71a ff. 

AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt 10 % des Grundkapitals der Gesell-

schaft übersteigen. 

 

b) Die Ermächtigung wird mit Ablauf der Hauptversammlung, auf der darüber beschlos-

sen wird, wirksam und gilt bis zum 16. Juli 2025. 

 

c) Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands und innerhalb der sich aus den aktien-

rechtlichen Grundsätzen ergebenden Grenzen unter Wahrung des Gleichbehand-

lungsgrundsatzes (§ 53a AktG) über die Börse oder außerhalb der Börse, letzteres 

insbesondere durch ein öffentliches Kaufangebot und auch unter Ausschluss des An-

dienungsrechts der Aktionäre. Bei einem öffentlichen Kaufangebot kann die Gesell-

schaft entweder einen Preis oder eine Preisspanne für den Erwerb festlegen. 

 

(i) Erfolgt der Erwerb der Aktien über die Börse, darf der gezahlte Kaufpreis je 

Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den Durchschnitt der Eröffnungsauktion 

im XETRA®-Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem von der 

Deutschen Börse AG bestimmten Nachfolgesystem) oder, sofern ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse 
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an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der 

Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, („maßgeblicher Kurs“) an den 

letzten zehn Börsenhandelstagen vor dem Erwerb um nicht mehr als 5 % 

überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten.  

 

(ii) Erfolgt der Erwerb der Aktien außerhalb der Börse, darf der gezahlte Kauf-

preis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den maßgeblichen Wert einer Ak-

tie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

 

(iii) Der maßgebliche Wert ist bei einem öffentlichen Kaufangebot der Durch-

schnitt der maßgeblichen Kurse an den letzten zehn Börsenhandelstagen 

vor dem Tag der öffentlichen Ankündigung des Kaufangebots. Das Kaufan-

gebot kann weitere Bedingungen vorsehen. Ergeben sich nach der Veröf-

fentlichung eines formellen Angebots nicht unerhebliche Abweichungen des 

Börsenkurses der Aktie der Gesellschaft gegenüber dem maßgeblichen 

Wert, so kann das Angebot angepasst werden. Im Falle der Anpassung wird 

auf den Durchschnitt der maßgeblichen Kurse an den letzten zehn Börsen-

handelstagen vor der Veröffentlichung der Angebotsanpassung abgestellt. 

 

(iv) Bei einem Erwerb der Aktien außerhalb der Börse in sonstiger Weise ist der 

maßgebliche Wert der Durchschnitt der maßgeblichen Kurse  an den letzten 

zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag des Abschlusses des dem Erwerb 

zugrundeliegenden Vertrages. 

 

(v) Überschreitet bei einem öffentlichen Kaufangebot die Zeichnung das Volu-

men des Angebotes, erfolgt die Annahme nach Quoten. Dabei kann eine be-

vorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter 

Aktien je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunk-

ten unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Rechts der Aktio-

näre zur Andienung ihrer Aktien vorgesehen werden. 

 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder einer vorangegangenen Er-

mächtigung nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen eigenen Aktien mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zu 

anderen Zwecken als dem Handel in eigenen Aktien wieder zu veräußern.  

 

(i) Die Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien kann über die Börse erfol-

gen. 

 

(ii) Daneben kann die Veräußerung auch in anderer Weise als über die Börse 

vorgenommen werden, insbesondere auch zur Erfüllung von durch die Ge-

sellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften eingeräumten Wandlungs- 

oder Optionsrechten sowie gegen Sachleistungen etwa zum Erwerb von Un-

ternehmen, Beteiligungen oder gewerblichen Schutzrechten.  
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Eine Veräußerung außerhalb der Börse ist insbesondere auch zulässig, so-

fern maximal Aktien, die 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und 

zwar sowohl berechnet auf den Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-

mächtigung als auch auf den Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung ver-

äußert werden und die erworbenen eigenen Aktien zu einem Preis veräußert 

werden, der den maßgeblichen Wert von Aktien der Gesellschaft gleicher 

Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht um mehr als 5 % (ohne 

Nebenkosten) unterschreitet.  

 

Auf den Betrag von 10 % des Grundkapitals gemäß dem vorherigen Satz ist 

der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die aufgrund einer anderen 

entsprechenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmit-

telbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bis 

zu der jeweiligen Ausübung der vorliegenden Ermächtigung ausgegeben 

bzw. veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich gebo-

ten ist. Als maßgeblicher Wert gilt dabei der Durchschnitt der maßgeblichen 

Kurse an den letzten zehn Börsenhandelstagen vor der Veräußerung der Ak-

tien in der Eröffnungsauktion im XETRA®-Handel (oder einem Nachfolgesys-

tem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht statt-

findet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelstagen die meis-

ten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden. 

 

Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei in allen Fällen dieses lit. d) ausgeschlossen. 

 

e) Der Vorstand wird des Weiteren ermächtigt, eigene Aktien den Aktionären aufgrund 

eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots unter Wahrung des Gleichbehand-

lungsgrundsatzes (§ 53a AktG) zum Bezug anzubieten. Der Vorstand kann in diesem 

Fall mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spitzenbeträge aus-

schließen.  

 

f) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen. Die Einziehung 

führt zur Kapitalherabsetzung. Der Vorstand kann abweichend hiervon bestimmen, 

dass das Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdessen 

durch die Einziehung der Anteil der übrigen Stückaktien am Grundkapital gemäß § 8 

Abs. 3 AktG erhöht (vereinfachtes Einziehungsverfahren gem. § 237 Abs. 3 Nr. 3 

AktG). Der Vorstand ist in diesem Fall zur Anpassung der Angabe der Zahl der 

Stückaktien in der Satzung ermächtigt. 

 

g) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die aufgrund dieser oder früher erteilter Ermächti-

gungen erworbenen eigenen Aktien wie folgt zu verwenden: 
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 Sie können zur Bedienung von Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten auf 7C Solar-

parken-Aktien verwendet werden, die mit Vorstandsmitgliedern der 7C Solarparken 

AG im Rahmen der Regelung zur Vorstandsvergütung vereinbart wurden bzw. wer-

den. Insbesondere können sie den Mitgliedern des Vorstands der 7C Solarparken AG 

vom Aufsichtsrat zum Erwerb angeboten oder mit einer Sperrfrist zugesagt bzw. 

übertragen werden, wobei die Mitgliedschaft im Vorstand zum Zeitpunkt des Ange-

bots oder der Zusage bestehen muss. Für neu zu gewährende Aktienzusagen beträgt 

die Mindestsperrfrist rund vier Jahre und darf frühestens mit Ablauf des zweiten Ta-

ges nach Veröffentlichung der Geschäftsergebnisse im vierten Kalenderjahr nach 

dem Zeitpunkt der Zusage enden. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei ausge-

schlossen. 

 

Die Einzelheiten der Vergütung für die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat 

festgelegt. Hierzu gehören auch Regelungen über die Unverfallbarkeit von Aktienzu-

sagen, die einem Mitglied des Vorstands anstelle eines Teils der zur Abrechnung 

kommenden variablen Vergütung (Bonus) gewährt werden; ebenso Regelungen über 

die Behandlung von Aktienzusagen in Sonderfällen, wie etwa bei Pensionierung, Er-

werbsunfähigkeit oder Tod, für die z.B. ein Barausgleich zum Stichtag des Ausschei-

dens vorgesehen werden kann. 

 

h) Die Ermächtigungen unter lit. a) bis g) können ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder 

mehrmals, einzeln oder gemeinsam durch die Gesellschaft, aber auch durch ihre 

Konzernunternehmen oder für ihre oder deren Rechnung durch Dritte ausgenutzt 

werden. 

 

11. Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten im Rah-

men des Erwerbs und der Veräußerung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 

AktG unter Bezugsrechtsausschluss und Ausschluss des Andienungsrechts 

der Aktionäre 

 

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 10 zu beschließenden Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG soll eine Ermächtigung erteilt 

werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben und zu veräu-

ßern.  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 10 zu beschließenden Ermächtigung 

zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG darf der Erwerb von Aktien 

gemäß der unter Tagesordnungspunkt 10 zu beschließenden Ermächtigung außer 

auf den dort beschriebenen Wegen auch unter Einsatz von bestimmten Derivaten 

durchgeführt werden. Mit Zustimmung des Aufsichtsrats können Optionen veräußert 

werden, die die Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien bei Ausübung der Option 

verpflichten („Put-Optionen“), Optionen erworben und ausgeübt werden, die der Ge-
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sellschaft das Recht vermitteln, eigene Aktien bei Ausübung der Option zu erwerben 

(„Call-Optionen“), Terminkaufverträge über eigene Aktien abgeschlossen werden, 

bei denen zwischen Abschluss des Kaufvertrages und der Lieferung der erworbenen 

Aktien mehr als zwei Börsentage liegen („Terminkäufe“), und eigene Aktien unter 

Einsatz einer Kombination aus diesen Derivaten (nachfolgend werden alle vorge-

nannten Gestaltungen als „Eigenkapitalderivate“ bezeichnet) erworben werden. 

 

Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten in Ausübung dieser Er-

mächtigung sind dabei auf Aktien im Umfang von höchstens 10 % des zum Zeitpunkt 

der Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung bestehenden 

Grundkapitals beschränkt. Die Laufzeit eines Eigenkapitalderivats darf jeweils fünf 

Jahre nicht überschreiten und muss so gewählt werden, dass der Erwerb der eigenen 

Aktien in Ausübung des Eigenkapitalderivats nicht nach dem 16. Juli 2025 erfolgen 

darf. 

 

b) Der bei Ausübung der Put-Optionen beziehungsweise bei Fälligkeit des Terminkaufs 

zu zahlende Kaufpreis je Aktie („Ausübungspreis“) darf den Durchschnitt der Akti-

enkurse (Eröffnungsauktionspreise für die Aktien der Gesellschaft im XETRA®-

Handel oder einem Nachfolgesystem) oder, sofern ein XETRA®-Handel in Aktien der 

Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelsta-

gen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, an 

der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 10 Handelstagen vor Abschluss des 

betreffenden Derivatgeschäfts, oder sofern die Aktien an der Frankfurter Wertpapier-

börse nicht zugelassen sind, derjenigen Börse an der in diesen 10 Börsenhandelsta-

gen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in Summe gehandelt wurden, um 

nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten, jeweils 

ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen beziehungs-

weise gezahlten Optionsprämie. 

 

c) Eine Ausübung der Call-Optionen darf nur erfolgen, wenn der zu zahlende Kaufpreis 

den Durchschnitt der Aktienkurse (Eröffnungsauktionspreise für die Aktien der Ge-

sellschaft im XETRA®-Handel oder einem Nachfolgesystem) oder, sofern ein 

XETRA®-Handel in Aktien der Gesellschaft nicht stattfindet, derjenigen Börse an der 

in diesen 10 Börsenhandelstagen die meisten Aktien (Anzahl) der Gesellschaft in 

Summe gehandelt wurden, an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten 

10 Handelstagen vor Abschluss des betreffenden Derivatgeschäfts um nicht mehr als 

10 % überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreitet. 

 

d) Durch die Bedingungen der Eigenkapitalderivate muss sichergestellt sein, dass die 

Eigenkapitalderivate nur mit Aktien bedient werden, die unter Wahrung des Gleichbe-

handlungsgrundsatzes über die Börse erworben wurden.  

 

e) Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beachtung der 

vorstehenden Regelungen erworben, ist ein Recht der Aktionäre, solche Derivatge-
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schäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von De-

rivatgeschäften besteht auch nicht, soweit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz 

von Eigenkapitalderivaten ein bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Deri-

vatgeschäften bezogen auf geringe Stückzahlen an Aktien vorgesehen wird. 

 

Aktionäre haben ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur, soweit die Gesellschaft 

ihnen gegenüber aus den Derivatgeschäften zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. 

Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht ist ausgeschlossen. 

 

f) Für die Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapi-

talderivaten erworben werden, gelten die zu Tagesordnungspunkt 10 festgesetzten 

Regeln. 

 

12. Beschlussfassung über die Neufassung von § 16 der Satzung (Teilnahme an 

der Hauptversammlung) 

 

Die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts wurden durch das Gesetz zur Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie 

(ARUG II) geändert. Bei Inhaberaktien börsennotierter Gesellschaften soll nach dem geän-

derten § 123 Abs. 4 Satz 1 AktG zukünftig für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder 

die Ausübung des Stimmrechts der Nachweis des Letztintermediärs gemäß dem neu einge-

fügten § 67c Abs. 3 AktG ausreichen. Nach § 16 der Satzung der Gesellschaft ist entspre-

chend den Vorgaben der derzeit geltenden Fassung des § 123 Abs. 4 Satz 1 AktG zur Teil-

nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts ein in Textform und in 

deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depot-

führende Institut erforderlich. 

 

Das ARUG II ist zum 1. Januar 2020 in Kraft getreten. Die Änderungen des § 123 Abs. 4 

Satz 1 AktG und der neu vorgesehene § 67c AktG finden erst ab dem 3. September 2020 

und erstmals auf Hauptversammlungen Anwendung, die nach dem 3. September 2020 ein-

berufen werden. Sie werden damit bereits vor der ordentlichen Hauptversammlung der Ge-

sellschaft im Jahr 2021 anwendbar sein. 

 

Um ein Abweichen der Regelungen zu diesem Nachweis für die Teilnahme an der Hauptver-

sammlung der Gesellschaft oder der Ausübung des Stimmrechts in Satzung und Gesetz zu 

vermeiden, soll bereits jetzt die Anpassung der Satzung beschlossen werden. Der Vorstand 

soll durch entsprechende Anmeldung zum Handelsregister sicherstellen, dass die Satzungs-

änderung erst ab dem 3. September 2020 wirksam wird. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

§ 16 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 
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„Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejeni-

gen Aktionäre berechtigt, die sich zur Hauptversammlung angemeldet und der Gesellschaft 

ihren Anteilsbesitz nachgewiesen haben. Hierfür reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes in 

Textform durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des An-

teilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung zu bezie-

hen. Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft unter 

der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Haupt-

versammlung zugehen, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung 

nicht mitzurechnen sind. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Haupt-

versammlung oder für die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis 

erbracht hat.“ 

 

Der Vorstand wird angewiesen, die Änderung der Satzung erst nach dem 3. September 2020 

zur Eintragung zum Handelsregister anzumelden. 

 

Zu Tagesordnungspunkt 9: 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des ge-

nehmigten Kapitals gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG  

 

a) Einleitung 

 

Der Vorstand hat zu Punkt 9 der Tagesordnung gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG 

i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die Gründe für den 

Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Einberufung der 

Hauptversammlung an unter www.solarparken.com unter der Rubrik Investor Relati-

ons/Hauptversammlung zugänglich. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht:  

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen unter Tagesordnungspunkt 9 die Schaffung eines 

genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu EUR 30.678.220,00 vor. Das genehmigte 

Kapital soll die Flexibilität der Gesellschaft erhöhen und ihr im Interesse ihrer Aktionä-

re zusätzliche Handlungsmöglichkeiten einräumen.  

 

Im Falle einer Kapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist den 

Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, das im Wege des mittelbaren 

Bezugsrechts abgewickelt werden kann. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie-

ßen zu können.  

 

b) Bezugsrechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen um bis zu 10 % 

 

Das Bezugsrecht der Aktionäre kann insbesondere bei Barkapitalerhöhungen im Hin-

blick auf bis zu 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens bzw. der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals ausgeschlossen werden, wenn der Aus-

gabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandelten 
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Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht wesentlich unter-

schreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG, erleichterter Bezugsrechtsausschluss). Auf die 

10 %ige Beschränkung sind andere Fälle des erleichterten Bezugsrechtsausschlus-

ses aufgrund einer gegebenenfalls noch zu beschließenden Ermächtigung durch die 

Hauptversammlung anzurechnen, soweit dies gesetzlich geboten ist. Die Möglichkeit, 

das Bezugsrecht der Aktionäre im Hinblick auf Barkapitalerhöhungen, die 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen, ausschließen zu können, versetzt die Gesellschaft in 

die Lage, zur Aufnahme neuer Mittel zur Unternehmensfinanzierung kurzfristig, ohne 

das Erfordernis eines mindestens 14 Tage dauernden Bezugsangebotes, flexibel auf 

sich bietende günstige Kapitalmarktsituationen zu reagieren und die neuen Aktien bei 

institutionellen Anlegern platzieren zu können.  

 

Bei dem erleichterten Bezugsrechtsausschluss handelt es sich um einen gesetzlich 

vorgesehenen Regelfall, in dem das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen wer-

den kann. Durch die Beschränkung auf 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

bzw. der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals wird das Schutz-

bedürfnis der Aktionäre im Hinblick auf eine quotenmäßige Verwässerung ihrer Betei-

ligung berücksichtigt. Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote beibehalten wollen, kön-

nen durch Zukäufe über die Börse die Reduzierung ihrer Beteiligungsquote verhin-

dern. Im Falle des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ist zwingend, dass der 

Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreitet. Da-

mit wird dem Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer wertmäßigen Verwäs-

serung ihrer Beteiligung Rechnung getragen. Durch diese Festlegung des Ausgabe-

preises nahe am Börsenkurs wird sichergestellt, dass der Wert des Bezugsrechts für 

die neuen Aktien sich praktisch der Nullmarke nähert.  

 

c) Bezugsrechtsausschluss bei Sachleistungen 

 

Das Bezugsrecht kann weiterhin bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbe-

sondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an 

Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf 

gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Sacheinlagen, 

auch Schuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finan-

zinstrumenten, ausgeschlossen werden. Hierdurch soll die Gesellschaft die Möglich-

keit erhalten, auf nationalen und internationalen Märkten flexibel auf sich bietende 

Gelegenheiten insbesondere zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 

oder Beteiligungen an Unternehmen sowie auf Angebote zu Unternehmenszusam-

menschlüssen reagieren zu können. Insbesondere im Rahmen von Unternehmens- 

oder Beteiligungserwerben bestehen vielfältige Gründe, Verkäufern statt eines Kauf-

preises ausschließlich in Geld, auch Aktien oder nur Aktien zu gewähren. Insbeson-

dere kann auf diese Weise die Liquidität der Gesellschaft geschont und der / die Ver-

käufer an zukünftigen Kurschancen beteiligt werden. Diese Möglichkeit erhöht die 

Wettbewerbschancen der Gesellschaft bei Akquisitionen. Der Gesellschaft erwächst 

dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt vo-
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raus, dass der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 

der Aktien steht. Der Vorstand der Gesellschaft wird bei der Ausnutzung der Ermäch-

tigung sorgfältig die Bewertungsrelation zwischen der Gesellschaft und der erworbe-

nen Beteiligung bzw. des Unternehmens prüfen und im wohlverstandenen Interesse 

der Gesellschaft und der Aktionäre den Ausgabepreis der neuen Aktien und die wei-

teren Bedingungen der Aktienausgabe festlegen.  

 

d) Bezugsrechtsausschluss bei Schuldverschreibungen 

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der 

von der Gesellschaft oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, 

im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung den Options- bzw. Wandlungspreis 

nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der Options- bzw. 

Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Be-

zugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wand-

lungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält der Vorstand die Möglich-

keit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2020 unter sorgfältiger Abwä-

gung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. 

 

e) Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge 

 

Ferner ist der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, das Bezugs-

recht zur Vermeidung von Spitzenbeträgen auszuschließen. Spitzenbeträge können 

sich aus dem Umfang des jeweiligen Volumens der Kapitalerhöhung und der Festle-

gung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der vorgesehene Ausschluss 

des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht ein glattes Bezugsverhältnis und er-

leichtert so die Abwicklung der Emission. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausge-

schlossenen freien Spitzen werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.  

 

Soweit der Vorstand während eines Geschäftsjahres die Ermächtigung ausnutzt, wird er in 

der folgenden Hauptversammlung hierüber berichten. 

 

Zu Tagesordnungspunkt 10 und Tagesordnungspunkt 11: 

Bericht des Vorstands über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen der Er-

mächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8 

Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

 

a) Einleitung 

 

Der Vorstand hat zu Punkt 10 und Punkt 11 der Tagesordnung gemäß §§ 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5, Halbsatz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG einen schriftlichen Bericht über die 
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Gründe für den Bezugsrechtsausschluss erstattet. Der Bericht ist vom Tage der Ein-

berufung der Hauptversammlung an unter www.solarparken.com unter der Rubrik In-

vestor Relations/Hauptversammlung zugänglich. Der Bericht wird wie folgt bekannt 

gemacht:  

 

b) Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG  

 

In Punkt 10 der Tagesordnung wird die Gesellschaft ermächtigt, eigene Aktien zu er-

werben, durch Tagesordnungspunkt 11 wird die Möglichkeit des Erwerbs unter Ein-

satz von Eigenkapitalderivaten geregelt.  

 

Deutsche Unternehmen dürfen eigene Aktien in begrenztem Umfang auf Grund einer 

besonderen Ermächtigung durch die Hauptversammlung erwerben. Die Laufzeit der 

Ermächtigung ist nicht mehr wie früher auf 18 Monate, sondern auf fünf Jahre be-

grenzt. Damit soll der Vorstand in die Lage versetzt werden, im Interesse der Gesell-

schaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien bis zu einer Höhe von 10 % des derzeitigen 

Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Dabei soll der Gesellschaft vorliegend 

die Möglichkeit gegeben werden, eigene Aktien zu allen gesetzlich zulässigen Zwe-

cken zu erwerben, etwa zur Reduzierung der Eigenkapitalausstattung, zur Kaufpreis-

zahlung für Akquisitionen oder aber, um die Aktien wieder zu veräußern.  

 

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhal-

ten, eigene Aktien u.a. durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu 

richtendes Kaufangebot zu erwerben. Der Gesellschaft wird damit größere Flexibilität 

eingeräumt. In Fällen in denen dies im angemessenen Interesse der Gesellschaft 

liegt, soll der Vorstand bei Wahrung der Voraussetzungen des § 53a AktG das An-

dienungsrecht der Aktionäre ausschließen können. 

 

Bei dem Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Kaufangebot ist der aktienrecht-

liche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beachten. Sofern ein öffentliches Kaufangebot 

überzeichnet ist, muss die Annahme nach Quoten erfolgen. Jedoch soll es zulässig 

sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis 

zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, glatte Er-

werbsquoten festlegen zu können und trotzdem kleine Aktienbestände zu berücksich-

tigen.  

 

Der Einsatz von Eigenkapitalderivaten beim Erwerb eigener Aktien gibt der Gesell-

schaft die Möglichkeit, einen Rückkauf zu optimieren. Er soll das Instrumentarium des 

Aktienrückkaufs ergänzen, aber zugleich auch seine Einsatzmöglichkeiten erweitern. 

Sowohl die Vorgaben für die Ausgestaltung der Optionen als auch die Vorgaben für 

die zur Belieferung geeigneten Aktien stellen sicher, dass auch bei dieser Erwerbs-

form den Anforderungen des § 53a AktG Rechnung getragen werden kann. Die Lauf-

zeit der Optionen wird grundsätzlich fünf Jahre nicht übersteigen. 
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Bei der Veräußerung von Put-Optionen wird dem Erwerber der Put-Option das Recht 

gewährt, Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis, dem 

Ausübungspreis, an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung erhält die Ge-

sellschaft eine Optionsprämie, die unter Berücksichtigung unter anderem des Aus-

übungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der eigenen Aktien dem 

Wert des Veräußerungsrechts entspricht. Wird die Put-Option ausgeübt, vermindert 

die Optionsprämie, die der Erwerber der Put-Option gezahlt hat, den von der Gesell-

schaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Die Ausübung der 

Put-Option ist für den Optionsinhaber in der Regel dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn 

der Kurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Aus-

übungspreis liegt, weil er dann die Aktie zu dem höheren Ausübungspreis verkaufen 

kann. Aus Sicht der Gesellschaft kann der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-

Optionen etwa den Vorteil bieten, dass der Ausübungspreis bereits bei Abschluss des 

Optionsgeschäfts festgelegt wird, während die Liquidität erst am Ausübungstag ab-

fließt. Übt der Optionsinhaber die Option nicht aus, weil der Aktienkurs am Aus-

übungstag über dem Ausübungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf diese Weise 

zwar keine eigenen Aktien erwerben, ihr verbleibt jedoch die vereinnahmte Options-

prämie.  

 

Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Options-

prämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an eigenen Aktien zu einem vorher 

festgelegten Preis, dem Ausübungspreis, vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, 

zu kaufen. Die Ausübung der Call-Option ist für die Gesellschaft dann wirtschaftlich 

sinnvoll, wenn der Kurs der eigenen Aktien über dem Ausübungspreis liegt, da sie die 

Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Zusätz-

lich wird die Liquidität der Gesellschaft erst dann mit dem vereinbarten Ausübungs-

preis belastet, wenn bei Ausübung der Call-Option der festgelegte Preis für die Aktien 

gezahlt werden muss.  

 

Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach der Vereinbarung mit dem 

Terminverkäufer zu einem bestimmten, in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei 

Abschluss des Terminkaufs festgelegten Erwerbspreis. Der Abschluss von Termin-

käufen kann für die Gesellschaft sinnvoll sein, wenn sie einen Bedarf an eigenen Ak-

tien zum Termin zu einem bestimmten Preisniveau sichern will.  

 

Die an den Derivatgeschäften nicht beteiligten Aktionäre erleiden keinen wesentli-

chen wertmäßigen Nachteil, weil ihre Stellung insoweit der Stellung der Aktionäre 

beim Aktienrückkauf über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien 

an die Gesellschaft verkaufen können, entspricht. Sowohl die Vorgaben für die Aus-

gestaltung der Derivate als auch die Vorgaben für die zur Belieferung geeigneten Ak-

tien stellen sicher, dass auch bei dieser Erwerbsform den Anforderungen des § 53a 

AktG umfassend Rechnung getragen wird. Insofern ist es, auch unter dem § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG zugrunde liegenden Rechtsgedanken, gerechtfertigt, dass den 

Aktionären kein Recht zustehen soll, solche Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft 
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abzuschließen. Ein Recht der Aktionäre auf Abschluss von Derivatgeschäften besteht 

auch nicht, soweit beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderiva-

ten ein bevorrechtigtes Angebot für den Abschluss von Derivatgeschäften, bezogen 

auf geringe Stückzahlen an Aktien, vorgesehen wird. Der Ausschluss des Bezugs- 

und des Andienungsrechts ermöglicht es, Derivatgeschäfte kurzfristig abzuschließen, 

was bei einem Angebot zum Abschluss von solchen Derivatgeschäften an alle Aktio-

näre nicht möglich wäre.  

 

Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten soll Aktionären 

ein Recht auf Andienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den 

Eigenkapitalderivaten ihnen gegenüber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Ande-

renfalls wäre der Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des Rückerwerbs ei-

gener Aktien nicht möglich, und die damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile 

wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewährung beziehungsweise Ein-

schränkung des Andienungsrechts nach sorgfältiger Abwägung der Interessen der 

Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus 

dem Einsatz von Eigenkapitalderivaten für die Gesellschaft ergeben können, für ge-

rechtfertigt. 

 

c) Verwendungsmöglichkeiten der eigenen Aktien 

 

In Punkt 10 der Tagesordnung wird die Gesellschaft ermächtigt, erworbene Aktien 

wieder zu veräußern. Gemäß Tagesordnungspunkt 11 gilt diese Ermächtigung auch 

für die Fälle des Erwerbs eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten. Die 

Möglichkeit zum Wiederverkauf eigener Aktien dient der vereinfachten Mittelbeschaf-

fung. Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG kann die Hauptversammlung der Gesell-

schaft auch zu einer anderen Form der Veräußerung als über die Börse unter Aus-

schluss des Bezugsrechts ermächtigen.  

 

Insbesondere können die eigenen Aktien entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 

einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft im 

Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Die Möglichkeit einer sol-

chen Veräußerung liegt im Interesse der Gesellschaft. Sie erlaubt eine schnellere und 

kostengünstigere Platzierung der Aktien als deren Veräußerung unter entsprechender 

Anwendung der Regeln eines Bezugsrechts der Aktionäre. Den Aktionären entsteht 

nach der Wertung des Gesetzgebers kein Nachteil, da sie, soweit sie am Erhalt ihrer 

Stimmrechtsquote interessiert sind, die entsprechende Anzahl von Aktien jederzeit an 

der Börse erwerben können.  

 

Darüber hinaus schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, eigene Aktien als Gegen-

leistung bei dem Erwerb von Unternehmen, von Beteiligungen an Unternehmen oder 

von gewerblichen Schutzrechten anbieten zu können. Der internationale Wettbewerb 

und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Akquisi-

tionsfinanzierung. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den not-
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wendigen Handlungsspielraum geben, um Akquisitionschancen schnell und flexibel 

nutzen zu können. 

 

Ferner ermöglicht es die Ermächtigung, dass die eigenen Aktien den Aktionären der 

Gesellschaft aufgrund eines Angebots, das an alle Aktionäre gerichtet ist und den 

Gleichheitsgrundsatz beachtet, zum Bezug angeboten werden. In einem solchen Fall 

kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spitzenbe-

träge ausschließen. 

 

Außerdem ist die Gesellschaft berechtigt, die gemäß dieser Ermächtigung erworbe-

nen eigenen Aktien auch zur Erfüllung von Wandlungs- oder Optionsrechten zu ver-

wenden, die von der Gesellschaft oder einer ihrer Konzerngesellschaften eingeräumt 

wurden. Voraussetzung für diese Art der Verwendung ist der Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre. Schließlich sieht die Ermächtigung die Möglichkeit vor, dass die 

erworbenen eigenen Aktien ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung einge-

zogen werden können.  

 

d) Berichterstattung 

 

Der Vorstand wird der jeweils folgenden Hauptversammlung über eine Ausnutzung 

dieser Ermächtigung berichten. Zudem gibt die Gesellschaft im Anhang zum jeweili-

gen Jahresabschluss den Bestand an eigenen Aktien der Gesellschaft, den Zeitpunkt 

des Erwerbs, die Gründe für den Erwerb, bei entsprechenden Transaktionen im be-

treffenden Geschäftsjahr auch die jeweiligen Erwerbe oder Veräußerungen unter An-

gabe der Zahl der Aktien, des Erwerbs- oder Veräußerungspreises sowie die Ver-

wendung des Erlöses, an. 

 

 

B. Vorlagen an die Aktionäre 

 

Vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an sind im Internet unter 

www.solarparken.com unter der Rubrik Investor Relations/Hauptversammlung folgende Un-

terlagen zugänglich: 

 

• Festgestellter Jahresabschluss und vom Aufsichtsrat gebilligter Konzernabschluss 

sowie zusammengefasster Lagebericht für das Geschäftsjahr 2019 mit dem Bericht 

des Aufsichtsrats zu Tagesordnungspunkt 1. 

• Lebenslauf von Herrn Paul De fauw 

• Berichte des Vorstands zu den Tagesordnungspunkten 9, 10 und 11. 

 

C. Teilnahmevoraussetzungen und weitere Informationen 
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Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

 

Die Gesamtzahl der ausgegebenen Aktien der Gesellschaft, die sämtlich mit jeweils einem 

Stimmrecht versehen sind, beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 

Stück 61.356.441 (Angabe nach § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Wertpapierhandelsgesetz). Aus 

von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien können keine Stimmrechte ausgeübt wer-

den. Derzeit hält die Gesellschaft keine eigenen Aktien.  

 

Voraussetzungen für die Verfolgung der virtuellen Hauptversammlung im Internet und 

die Ausübung des Stimmrechts 

 

Die Hauptversammlung wird als virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesell-

schaft) abgehalten, § 1 Abs. 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genos-

senschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswir-

kungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“). 

 

Für die Aktionäre erfolgt eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung im 

Internet unter 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

Es können nur diejenigen Aktionäre die gesamte Hauptversammlung im Internet verfolgen, 

die sich in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache zur 

Hauptversammlung angemeldet haben. Dies gilt entsprechend für die Ausübung des 

Stimmrechts. Zugangsdaten und weitere Informationen erhalten die Aktionäre nach ihrer 

Anmeldung. 

 

Die Anmeldung muss der Gesellschaft spätestens am 10. Juli 2020 (24:00 Uhr) unter 

folgender Adresse zugehen: 

7C SOLARPARKEN AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Die Aktionäre haben darüber hinaus ihre Berechtigung zur Verfolgung der gesamten 

Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung des Stimmrechts nachzuweisen. Hierzu ist 

ein in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache erstellter Nachweis des 

Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. 

 

Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 

(Nachweisstichtag), d.h. auf den 26. Juni 2020 (0:00 Uhr), zu beziehen. Maßgeblich für die 
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Berechtigung zur Verfolgung der gesamten Versammlung im Internet und zur Ausübung des 

Stimmrechts ist somit der Aktienbesitz zu diesem Stichtag.  

 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss der Gesellschaft spätestens am 10. Juli 2020 

(24:00 Uhr) unter folgender Adresse zugehen: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Ausübung von Aktionärsrechten, insbesondere des 

Stimmrechts, als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes in der vorstehend 

beschriebenen Weise erbracht hat; insbesondere haben Veräußerungen oder sonstige 

Übertragungen der Aktien nach dem Nachweisstichtag im Verhältnis zur Gesellschaft keine 

Bedeutung für den Umfang und die Ausübung der gesetzlichen Aktionärsrechte, 

insbesondere des Stimmrechts, des bisherigen Aktionärs. Entsprechendes gilt für den 

Erwerb von Aktien nach dem Nachweisstichtag. Personen, die erst nach dem 

Nachweisstichtag Aktien erwerben, sind nicht stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat 

keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung. Die Anmeldung zur Hauptversammlung 

hindert die Aktionäre im Übrigen nicht an der freien Verfügung über ihre Aktien.  

 

Vollmachten; Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte 

 

Aktionäre, die die Hauptversammlung nicht persönlich verfolgen und/oder ihr Stimmrecht 

nicht persönlich ausüben möchten, können sich bei der Ausübung ihrer Rechte auch durch 

Bevollmächtigte, z.B. einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 

Stimmrechtsberater oder eine andere Person, vertreten lassen. Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Bevollmächtigte ist die form- und fristgerechte Anmeldung 

zur Hauptversammlung. 

 

Die Erteilung von Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 

gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. 

 

Die Aktionäre erhalten nach der Anmeldung zusammen mit den Zugangsdaten ein Formular 

zur Vollmachterteilung an einen Bevollmächtigten. Das Formular zur Vollmachtserteilung an 

einen Bevollmächtigten steht auch im Internet unter www.solarparken.com unter der Rubrik 

Investor Relations/Hauptversammlung zum Download zur Verfügung. Die Erteilung von 

Vollmachten, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung mittels der zur Verfügung 

gestellten Formulare sind an die folgende Anschrift zu senden:  
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7C SOLARPARKEN AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Ab dem 26. Juni 2020 kann die Erteilung von Vollmachten sowie ihr Widerruf zusätzlich 

elektronisch erfolgen und übermittelt werden, indem der unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

bereitgestellte Online-Service der Gesellschaft genutzt wird. 

 

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und diesen durch das 

Aktiengesetz gleichgestellte Personen können im Rahmen der für sie bestehenden 

aktiengesetzlichen Sonderregelung (§ 135 AktG) abweichende Anforderungen an die ihnen 

zu erteilenden Vollmachten vorsehen. Diese Anforderungen können bei dem jeweils zu 

Bevollmächtigenden erfragt werden. 

 

Darüber hinaus bietet die Gesellschaft ihren Aktionären an, sich bei der Ausübung des 

Stimmrechts durch von der Gesellschaft benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 

vertreten zu lassen. Soweit Aktionäre die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen, müssen sie diesen in jedem Fall Weisungen für die 

Ausübung des Stimmrechts erteilen. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen. 

 

Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

können elektronisch über den Online-Service der Gesellschaft, der ab dem 26. Juni 2020 zur 

Verfügung steht, unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

erteilt werden. Diese Möglichkeit besteht bis zum Beginn der Abstimmung in der 

Hauptversammlung. 

 

Alternativ können Vollmachten und Weisungen an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter vor dem 26. Juni 2020 bis zum 16. Juli 2020 (eingehend bei der 

Gesellschaft) unter Verwendung der von der Gesellschaft dafür vorgesehenen 

Vollmachtsformulare erteilt werden. Die Aktionäre erhalten diese Vollmachtsformulare nach 

erfolgter Anmeldung zusammen mit der Zugangskarte. Die Vollmacht und die Weisungen für 

die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind aus organisatorischen 

Gründen spätestens bis zum 16. Juli 2020 (Eingang bei der Gesellschaft) an die folgende 

Anschrift zu senden:  
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7C SOLARPARKEN AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

Bevollmächtigte (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) 

können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das Stimmrecht 

für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Wege der Briefwahl oder durch Erteilung 

einer (Unter-)Vollmacht an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben. 

 

Verfahren für die Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl 

 

Aktionäre können ihre Stimmen auch im Wege elektronischer Kommunikation oder schriftlich 

abgeben, ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen (Briefwahl). Voraussetzung für die 

Ausübung des Stimmrechts durch Briefwahl ist die form- und fristgerechte Anmeldung zur 

Hauptversammlung. 

 

Für die elektronische Briefwahl steht der Online-Service der Gesellschaft unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

ab dem 26. Juni 2020 bis zum Beginn der Abstimmung in der Hauptversammlung zur 

Verfügung. Zugangsdaten erhalten die Aktionäre nach ihrer Anmeldung. 

 

Alternativ können die Aktionäre für die Briefwahl nach erfolgter Anmeldung auch das 

zusammen mit der Zugangskarte zugesandte Formular benutzen. Die schriftlichen 

Stimmabgaben müssen spätestens bis 16. Juli 2020 (Tag des Eingangs) bei der Gesellschaft 

unter der folgenden Adresse eingegangen sein: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: hv@ubj.de 

 

 

Ergänzungsverlangen 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 (das entspricht 500.000 Stückaktien) erreichen, 
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können gemäß § 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 

gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 

oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen muss der Gesellschaft schriftlich oder 

in elektronischer Form gemäß § 126a BGB mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung, 

also bis spätestens zum Ablauf des 16. Juni 2020 (24:00 Uhr), unter folgender Adresse 

zugehen: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

Vorstand 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

E-Mail: ir@solarparken.com 

 

Zugänglichmachen von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen 

 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers und des Aufsichtsrats werden - soweit sie den anderen Aktionären 

zugänglich zu machen sind - bei Nachweis der Aktionärseigenschaft unverzüglich im Internet 

unter 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

veröffentlicht, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage vor dem Tag der 

Hauptversammlung, also bis spätestens zum Ablauf des 2. Juli 2020 (24:00 Uhr) an die 

folgende Adresse übersandt wurden: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

Vorstand 

c/o UBJ. GmbH 

Kapstadtring 10 

22297 Hamburg 

Telefax: +49 (40) 6378 - 5423 

E-Mail: ir@solarparken.com 

 

Fragemöglichkeit 

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären eine Fragemöglichkeit im 

Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt. Der Vorstand der Gesellschaft hat mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, dass Fragen spätestens zwei Tage vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind, um einen 

reibungslosen Ablauf der Hauptversammlung zu ermöglichen.  
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Dementsprechend werden nur solche Fragen berücksichtigt, die bis spätestens zum 

15. Juli 2020 (24:00 Uhr) über den Online-Service der Gesellschaft unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

eingereicht werden. Der Online-Service der Gesellschaft einschließlich der Möglichkeit zur 

Übermittlung von Fragen steht den Aktionären ab dem 26. Juni 2020 zur Verfügung. 

 

Die Fragenbeantwortung erfolgt durch den Vorstand in der Hauptversammlung. Dabei ent-

scheidet der Vorstand gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 COVID-19-Gesetz nach pflichtgemäßem, 

freiem Ermessen, welche Fragen er wie beantwortet. 

 

Erklärung Widerspruch 

 

Aktionäre, die ihr Stimmrecht wie oben erläutert ausgeübt haben, haben abweichend von 

§ 245 Nr. 1 AktG die Möglichkeit, ohne Erscheinen in der Hauptversammlung Widerspruch 

gegen einen oder mehrere Beschlüsse der Hauptversammlung im Wege der elektronischen 

Kommunikation bei dem beurkundenden Notar zu erklären. Eine gültige Erklärung des 

Widerspruchs setzt voraus, dass der Aktionär oder der Bevollmächtigte den Widerspruch 

unter Angabe des Beschlusses, gegen den sich der Widerspruch richtet, bis zum Ende der 

Hauptversammlung über den Online-Service der Gesellschaft unter 

 

http://www.solarparken.com/hauptversammlung.php 

 

einreicht. 

 

Weitergehende Erläuterungen/Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesell-

schaft 

 

Diese Einladung, weitere Informationen und weitergehende Erläuterungen zu den Rechten 

der Aktionäre sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

 

www.solarparken.com unter der Rubrik Investor Relations/Hauptversammlung 

 

abrufbar. 

 

Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter derselben Internet-

adresse bekannt gegeben. 

 

Informationen zum Datenschutz 

 

Die 7C Solarparken AG verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptverhandlung 

folgende Kategorien Ihrer personenbezogener Daten: Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-

Mail-Adresse), Informationen über Ihre Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten 
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(z.B. die Zugangskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rah-

men der Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO). Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die 

Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die 7C Solarparken 

AG ist rechtlich verpflichtet, die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser 

Pflicht nachzugehen, ist die Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezoge-

ner Daten unerlässlich. Ohne Angabe Ihrer personenbezogener Daten können Sie sich nicht 

zur Hauptversammlung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die 7C Solarparken AG verantwortlich. Die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen lauten: 

 

7C SOLARPARKEN AG 

Vorstand 

An der Feuerwache 15 

95445 Bayreuth 

Telefax: +49 (921) 230557 79 

E-Mail: ir@solarparken.com 

 

Personenbezogene Daten, die Sie betreffen, werden grundsätzlich nicht an Dritte weiterge-

geben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, sofern diese von der 

7C Solarparken AG zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durchführung der 

Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Hauptversamm-

lungsdienstleister (wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer). Die 

Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die Erbringung 

der Dienstleistung notwendig ist. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 

der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem Teil-

nehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von bekanntma-

chungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -

wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre personenbe-

zogenen Daten veröffentlicht. 

 

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu drei Jahre (aber nicht weniger 

als zwei Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es 

sei denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von An-

trägen, Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung 

erforderlich. 

 

Für die virtuelle Hauptversammlung werden zusätzliche personenbezogene Daten in soge-

nannten „Logfiles“ verarbeitet, um die Virtualisierung technisch zu ermöglichen und deren 

Administration zu vereinfachen. Dies betrifft z.B. Ihre IP-Adresse, den von Ihnen verwende-

ten Webbrowser sowie Datum und Uhrzeit des Aufrufs. Diese Daten werden nach der Durch-
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führung der Hauptversammlung gelöscht. Die Gesellschaft verwendet diese Daten zu keinen 

anderen Zwecken als hier angegeben. 

 

Sie haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über Sie gespeichert wurden, 

auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben Sie das Recht, auf Berichti-

gung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu umfangreich 

verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig verarbeite-

ten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine gesetzliche 

Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO entgegen-

stehen). Darüber hinaus haben Sie das Recht auf Übertragung sämtlicher von Ihnen an uns 

übergebene Daten in einem gängigen Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“). 

 

Zur Ausübung Ihrer Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an: ir@solarparken.com. 

 

Darüber hinaus haben Sie auch das Recht zur Beschwerde bei einer Datenschutzaufsichts-

behörde. 

 

Den Datenschutzbeauftragten der 7C Solarparken AG erreichen Sie unter folgender Adres-

se: 

 

An der Feuerwache 15 

95445 Bayreuth 

Telefax: +49 (921) 230557 79 

E-Mail: ir@solarparken.com 

 

Bayreuth, im Juni 2020 

 

7C SOLARPARKEN AG 

Der Vorstand 

 


